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Begründung/ 
Erläuterungen 

 
Aufgrund der §§ 4 und 28 Absatz 2 Nr. 2 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 5. 
März 2024 (GVBl. I Nr. 10) hat die Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Brück in ihrer Sitzung am 13.02.2025 
folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 

 
Aufgrund der §§ 4 und 28 Absatz 2 Nr. 2 der Kommunal-
verfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 5. 
März 2024 (GVBl. I Nr. 10) hat die Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Brück in ihrer Sitzung am 13.02 
18.09.2025 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
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§ 13 Funktionsbezeichnung 
§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

§ 13 Funktionsbezeichnung 
§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

 
Erster Teil: Grundlagen 

 
§ 1 

Name und Rechtsstellung der Stadt (§ 9 BbgKVerf) 
 
(1) Die Stadt führt den Namen „Stadt Brück“ (§ 9 Abs. 1 

Satz 1 BbgKVerf). 
 

(2) Zur Stadt Brück gehören der Ortsteil Baitz und der Orts-
teil Neuendorf sowie die bewohnten Gemeindeteile 
Gömnigk, Trebitz, Stromtal und Brück-Schlossbusch. 

 
(3) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Ge-

meinde und gehört dem Amt Brück an. Das Gebiet der 
Stadt Brück ergibt sich aus der als Anlage 1 angefügten 
Karte. 

 

 
Erster Teil: Grundlagen 

 
§ 1 Name und Rechtsstellung der Stadt (§ 9 BbgKVerf) 
 
(1) Die Stadt führt den Namen „Stadt Brück“ (§ 9 Abs. 1 

Satz 1 BbgKVerf). 
 

(2) Zur Stadt Brück gehören der Ortsteil Baitz und der Orts-
teil Neuendorf sowie die bewohnten Gemeindeteile 
Gömnigk, Trebitz, Stromtal und Brück-Schlossbusch. 

 
(3) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Ge-

meinde und gehört dem Amt Brück an. Das Gebiet der 
Stadt Brück ergibt sich aus der als Anlage 1 angefügten 
Karte. 

 

 
 
 
 
 
Gesetzliche Grundlage 
im Text gestrichen, da 
im Titel enthalten 

 
§ 2 

Wappen und Flagge (§ 10 BbgKVerf) 
 
(1) Die Stadt Brück führt ein Wappen und eine Flagge (§ 

10 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf). 
 

(2) Wappenbeschreibung: in Gold auf grünem Boden eine 
grüne Linde, beseitet von zwei schwebenden und be-
zinnten roten Türmen mit schwarzen Rundbogenfens-
tern und silbern-beknauften Spitzdächern, darauf 
rechts ein zwei streifiges silbern-grünes und links ein 
rot-silbernes Fähnchen. Ein Abdruck ist in der Anlage 
2 angefügt. 

 

 
§ 2 Wappen und Flagge (§ 10 BbgKVerf) 

 
(1) Die Stadt Brück führt ein Wappen und eine Flagge (§ 

10 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf). 
 

(2) Wappenbeschreibung: in Gold auf grünem Boden eine 
grüne Linde, beseitet von zwei schwebenden und be-
zinnten roten Türmen mit schwarzen Rundbogenfens-
tern und silbern-beknauften Spitzdächern, darauf 
rechts ein zwei streifiges silbern-grünes und links ein 
rot-silbernes Fähnchen. Ein Abdruck ist in der Anlage 
2 angefügt. 

 

 
 
 
Wie vor 
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(3) Flaggenbeschreibung: Fünf streifig in den Farben Rot-
Gelb-Rot-Gelb-Rot (Rot-Gold-Rot-Gold-Rot) im Ver-
hältnis 1:2:7:2:1 mit dem Stadtwappen im Mittelstrei-
fen. 

 
(4) Die Abbildung des Wappens zu künstlerischen und wis-

senschaftlichen Zwecken sowie zu Zwecken des Un-
terrichts und der staatsbürgerlichen Bildung ist jeder-
mann erlaubt. Jede andere Verwendung bedarf der Ge-
nehmigung der Stadt Brück. 

 

(3) Flaggenbeschreibung: Fünf streifig in den Farben Rot-
Gelb-Rot-Gelb-Rot (Rot-Gold-Rot-Gold-Rot) im Ver-
hältnis 1:2:7:2:1 mit dem Stadtwappen im Mittelstrei-
fen. 

 
(4) Die Abbildung des Wappens zu künstlerischen und wis-

senschaftlichen Zwecken sowie zu Zwecken des Un-
terrichts und der staatsbürgerlichen Bildung ist jeder-
mann erlaubt. Jede andere Verwendung bedarf der Ge-
nehmigung der Stadt Brück. 

 

 
§ 3 

Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf) 
 
(1) Neben Einwohneranträgen (§ 13 Abs 2 bis 8 BbgK-

Verf), Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 15 
BbgKVerf) beteiligt die Stadt ihre betroffenen Einwoh-
ner in wichtigen Stadtangelegenheiten förmlich mit fol-
genden Mitteln: 

 
1. Einwohnerfragestunden in den Sitzungen 

der Stadtverordnetenversammlung, ihrer 
Ausschüsse und in den Ortsbeiräten 

2. Einwohnerversammlungen 
3. Einwohnerbefragungen 

 
(2) Die Einzelheiten, der in Absatz (1) Nr. 1 bis 3 genann-

ten Formen der Einwohnerbeteiligungen, werden ge-
mäß § 13 Satz 5 BbgKVerf in einer gesonderten Sat-
zung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohner-
beteiligung (Einwohnerbeteiligungssatzung) in der 
Stadt Brück näher geregelt.  

 

 
§ 3 Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf) 

 
(1) Neben Einwohneranträgen (§ 13 Abs 2 bis 8 BbgK-

Verf), Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 15 
BbgKVerf) beteiligt die Stadt ihre betroffenen Einwoh-
ner in wichtigen Stadtangelegenheiten förmlich mit fol-
genden Mitteln: 

 
a) Einwohnerfragestunden in den Sitzungen 

der Stadtverordnetenversammlung, ihrer 
Ausschüsse und in den Ortsbeiräten 

b) Einwohnerversammlungen 
c) Einwohnerbefragungen 

 
(2) Die Einzelheiten, der in Absatz (1) Nr. 1 bis 3 genann-

ten Formen der Einwohnerbeteiligungen, werden ge-
mäß § 13 Abs. 1 Satz 5 BbgKVerf in einer gesonderten 
Satzung über die Einzelheiten der förmlichen Einwoh-
nerbeteiligung (Einwohnerbeteiligungssatzung) in der 
Stadt Brück näher geregelt.  

 
(3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder 

Bundesrechts, die die förmliche Einwohnerbeteiligung 
regeln, bleiben unberührt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abs. 1 eingefügt, Hin-

weis KA 
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(3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder 
Bundesrechts, die die förmliche Einwohnerbeteiligung 
regeln, bleiben unberührt.  
 

(4) Die in Absatz (1) Nr. 1 und 3 genannten Formen sind 
auch für die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen 
offen. Darüber hinaus beteiligt die Stadt Brück Kinder 
und Jugendliche bis zum vollendeten 21. Lebensjahr, 
an der Kommunalarbeit in folgenden Formen: 
 

1. das aufsuchende direkte Gespräch 
2. durch offene Beteiligung in der Form 

a) Diskussionsrunde, 
b) Workshop und 
c) Umfragen z. B. über soziale Medien 

3. projektbezogen durch situative Beteiligung in 
der Form 

a) Diskussionsrunde 
b) Workshop und 
c) Umfragen z. B. über soziale Medien 

 

Die Stadt entscheidet unter Berücksichtigung 
des betroffenen Personenkreises, des Beteili-
gungsgegenstandes und der mit der Beteili-
gung verfolgten Ziele, welche der geschaffe-
nen Formen im Einzelfall zur Anwendung ge-
langt. 

 
(4) Die in Absatz (1) Nr. 1 und 3 genannten Formen sind 

auch für die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen 
offen. Darüber hinaus beteiligt die Stadt Brück Kinder 
und Jugendliche bis zum vollendeten 21. Lebensjahr, 
an der Kommunalarbeit in folgenden Formen: 
 

4. das aufsuchende direkte Gespräch 
5. durch offene Beteiligung in der Form 

a) Diskussionsrunde, 
b) Workshop und 
c) Umfragen z. B. über soziale Medien 

6. projektbezogen durch situative Beteiligung in 
der Form 

a) Diskussionsrunde 
b) Workshop und 
c) Umfragen z. B. über soziale Medien 

 
Die Stadt entscheidet unter Berücksichtigung des 
betroffenen Personenkreises, des Beteiligungsge-
genstandes und der mit der Beteiligung verfolgten 
Ziele, welche der geschaffenen Formen im Einzel-
fall zur Anwendung gelangt. 

 

 
Zweiter Teil: Stadtverordnetenversammlung 

 
§ 4 

Zuständigkeit der Stadtverordnetenversammlung bei 
Geschäften über Vermögensgegenstände der Stadt (§ 

28 BbgKVerf) 
 

 
Zweiter Teil: Stadtverordnetenversammlung 

 
§ 4 Zuständigkeit der Stadtverordnetenversammlung 

bei Geschäften über Vermögensgegenstände der 
Stadt (§ 28 BbgKVerf) 

 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet bei Ge-

schäften über Vermögensgegenstände der Stadt, 
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(1) Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet bei Ge-
schäften über Vermögensgegenstände der Stadt, 
wenn der Wert einen Betrag in Höhe von 25.000 € 
überschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf), es sei 
denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden 
Verwaltung. Als Wertgrenze gilt für den Erlass von For-
derungen entsprechend ein Betrag von 10.000 €. 
 

(2) Vermögensgegenstände sind nach Absatz 1 alle mate-
riellen und immateriellen bilanzierungsfähigen Sachen 
und Rechte (z. B. abgrenzbar, selbstständig nutzbar 
bzw. einzeln verkehrsfähig). 

 

wenn der Wert einen Betrag in Höhe von 25.000 € 
überschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf), es sei 
denn, es handelt sich um ein Geschäft der laufenden 
Verwaltung. Als Wertgrenze gilt für den Erlass von For-
derungen entsprechend ein Betrag von 10.000 €. 
 

(2) Vermögensgegenstände sind nach Absatz 1 alle mate-
riellen und immateriellen bilanzierungsfähigen Sachen 
und Rechte (z. B. abgrenzbar, selbstständig nutzbar 
bzw. einzeln verkehrsfähig). 

 

 
§ 5 

Mitteilungspflicht der Stadtverordneten, sachkundi-
gen Einwohner und Mitglieder der Ortsbeiräte (§§ 31, 

44 und 46 BbgKVerf) 
 
(1) Die Stadtverordneten, sachkundigen Einwohner und 

Mitglieder der Ortsbeiräte teilen dem Vorsitz der Stadt-
verordnetenversammlung nach Annahme der Wahl 
bzw. Berufung schriftlich ihren Beruf, ihren Arbeitgeber 
oder Dienstherrn, die derzeitig ausgeübte Beschäfti-
gung sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tä-
tigkeiten (wie Mitgliedschaft in Vorständen, Aufsichts-
räten oder gleichartigen Organen mit Sitz oder Tätig-
keitsschwerpunkt in der Stadt) mit, soweit dies für die 
Ausübung des Mandates von Bedeutung sein kann. 

 
(2) Jede Änderung der nach Absatz (1) gemachten Anga-

ben ist dem Vorsitz der Stadtverordnetenversammlung 
innerhalb von vier Wochen nach ihrem Eintritt schriftlich 
mitzuteilen.  

 

 
§ 5 Mitteilungspflicht der Stadtverordneten, sachkun-
digen Einwohner und Mitglieder der Ortsbeiräte (§§ 

31, 44 und 46 BbgKVerf) 
 
(1) Die Stadtverordneten, sachkundigen Einwohner und 

Mitglieder der Ortsbeiräte teilen dem Vorsitz der Stadt-
verordnetenversammlung nach Annahme der Wahl 
bzw. Berufung schriftlich ihren Beruf, ihren Arbeitgeber 
oder Dienstherrn, die derzeitig ausgeübte Beschäfti-
gung sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tä-
tigkeiten (wie Mitgliedschaft in Vorständen, Aufsichts-
räten oder gleichartigen Organen mit Sitz oder Tätig-
keitsschwerpunkt in der Stadt) mit, soweit dies für die 
Ausübung des Mandates von Bedeutung sein kann. 

 
(2) Jede Änderung der nach Absatz (1) gemachten Anga-

ben ist dem Vorsitz der Stadtverordnetenversammlung 
innerhalb von vier Wochen nach ihrem Eintritt schriftlich 
mitzuteilen.  

 
(3) Auf der Internetseite des Amtes Brück werden die 

Stadtverordneten mit Namen, Vornamen sowie dem 
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(3) Auf der Internetseite des Amtes Brück werden die 
Stadtverordneten mit Namen, Vornamen sowie dem 
Wohnort veröffentlicht. Weitere Angaben nach Absatz 
(1) sowie ein Foto und zusätzliche Kontaktdaten kön-
nen mit ausdrücklicher, schriftlicher Zustimmung des 
jeweiligen Stadtverordneten veröffentlicht werden. 

 

Wohnort veröffentlicht. Weitere Angaben nach Absatz 
(1) sowie ein Foto und zusätzliche Kontaktdaten kön-
nen mit ausdrücklicher, schriftlicher Zustimmung des 
jeweiligen Stadtverordneten veröffentlicht werden. 

 

 
§ 6 

Bedienstete der Stadt Brück (§ 61 BbgKVerf) 
 
(1) Die beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Entschei-

dungen trifft der Hauptverwaltungsbeamte (§ 61 Abs. 1 
BbgKVerf). 
 

(2) Bei Einstellungen von Personal hat der Bürgermeister 
oder ein Vertreter dem Auswahlverfahren beizuwoh-
nen. Spätestens 2 Wochen nach Einstellung sind die 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung darüber 
in vertraulicher Form zu unterrichten. Die Stadtverord-
netenversammlung entscheidet auf Vorschlag des 
Hauptverwaltungsbeamten über die Entlassung von 
Arbeitnehmern der Stadt Brück (§ 61 Abs. 3 BbgKVerf). 

 

 
§ 6 Bedienstete der Stadt Brück (§ 61 BbgKVerf) 

 
(1) Die beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Entschei-

dungen trifft der Hauptverwaltungsbeamte (§ 61 Abs. 1 
BbgKVerf). 
 

(2) Bei Einstellungen von Personal hat der Bürgermeister 
oder ein Vertreter dem Auswahlverfahren beizuwoh-
nen. Spätestens 2 Wochen nach Einstellung sind die 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung darüber 
in vertraulicher Form zu unterrichten. Die Stadtverord-
netenversammlung entscheidet auf Vorschlag des 
Hauptverwaltungsbeamten über die Entlassung von 
Arbeitnehmern der Stadt Brück (§ 61 Abs. 3 BbgKVerf). 

 

 
 
 
 
Auch hier gesetzliche 
Grundlage au Text ent-
fernt, da im Titel enthal-
ten 
 
 
 
 
 
 
Wie vor 
 

 
Dritter Teil: Beiräte 

 
§ 7 

Seniorenbeirat (§ 17 BbgKVerf) 
 
(1) Die Stadt Brück richtet zur besonderen Vertretung der 

Gruppe der Senioren einen Beirat ein. Der Beirat führt 
die Bezeichnung „Seniorenbeirat der Stadt Brück“. 

 

 
Dritter Teil: Beiräte 

 
§ 7 Seniorenbeirat (§ 17 BbgKVerf) 

 
(1) Die Stadt Brück richtet zur besonderen Vertretung der 

Gruppe der Senioren einen Beirat ein. Der Beirat führt 
die Bezeichnung „Seniorenbeirat der Stadt Brück“. 

 
(2) Dem Seniorenbeirat gehören mindestens 3, maximal 7 

5 Mitglieder an. Mitglied können Personen sein, die das 
….. Lebensjahr vollendet haben, Einwohner der Stadt 

§ nach Abstimmung mit 
Kommunalaufsicht und 
Mustersatzung StGB an-
gepass: 
 
 
 
„Nach § 17 Abs. 2 S. 2 
BbgKVerf ist im Falle der 
Beiräte auch die Zahl der 

Mitglieder zu regeln.“ Re-
gelung zur Mitglied-
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(2) Dem Seniorenbeirat gehören mindestens 3, maximal 7 
Einwohner der Stadt Brück an. Mitglied des Senioren-
beirats sind Personen, die sich im Gebiet der Stadt 
Brück zur Förderung der Arbeit mit Senioren engagie-
ren. Sie sind ehrenamtlich (§ 20 BbgKVerf) tätig. Die 
Beiratsmitglieder werden von der Stadtverordnetenver-
sammlung für die Dauer der Wahlperiode durch Ab-
stimmung berufen. Auf Vorschlag des Seniorenbeirats 
oder der Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung 
erfolgt die Ab- und Neuberufung von Mitgliedern des 
Seniorenbeirats durch die Stadtverordnetenversamm-
lung. 

 
(3) Die Mitglieder des Seniorenbeirats wählen mit einfa-

cher Mehrheit einen Vorsitzenden und eine Stellvertre-
tung aus ihrer Mitte. Sie sind die zentrale Ansprech-
stelle für die Organe der Stadt. Der Seniorenbeirat hat 
ein Rederecht. Ihm ist Gelegenheit zu geben, zu Maß-
nahmen und Beschlüssen, die Auswirkungen auf die 
Senioren in der Stadt Brück haben, gegenüber der 
Stadtverordnetenversammlung und / oder den Aus-
schüssen und / oder der Verwaltung Stellung zu neh-
men. Nehmen mehrere Mitglieder des Seniorenbeira-
tes an einer Versammlung oder Ausschusssitzung teil, 
so bestimmen diese intern einen Sprecher, der das Re-
derecht wahrnimmt. Dem Beirat soll ferner eine schrift-
liche Stellungnahme ermöglicht werden. 
 

(4) Der Vorsitz ist für die Einberufung und Durchführung 
der Sitzungen sowie die Koordinierung der Arbeit des 
Beirats mit der Stadt verantwortlich. Der ehrenamtliche 
Bürgermeister kann die Einberufung des Beirats ver-
langen. Einer ortsüblichen Bekanntmachung von Zeit, 
Ort und Tagesordnung der Sitzungen bedarf es nicht, 
kann aber in der Geschäftsordnung des Seniorenbeira-

Brück an sind sowie . Mitglied des Seniorenbeirats sind 
Personen, die sich im Gebiet der Stadt Brück zur För-
derung der Arbeit mit Senioren engagieren. Sie Die Mit-
glieder sind ehrenamtlich (§ 20 BbgKVerf) tätig. Die 
Beiratsmitglieder Sie werden von der Stadtverordne-
tenversammlung für die Dauer der Wahlperiode durch 
Abstimmung berufen benannt. Auf Vorschlag des Seni-
orenbeirats oder der Fraktionen der Stadtverordneten-
versammlung erfolgt die Ab- und Neuberufungnennung 
von Mitgliedern des Seniorenbeirats durch die Stadt-
verordnetenversammlung. Die Vorschläge sind an den 
Vorsitz der Stadtverordnetenversammlung zu richten. 

 
(3) Die Mitglieder des Seniorenbeirats wählen mit einfa-

cher Mehrheit einen Vorsitzenden und eine dessen 
Stellvertretung aus ihrer Mitte. Sie sind die zentrale An-
sprechstelle für die Organe der Stadt. Der Seniorenbei-
rat hat ein Rederecht. Ihm ist Gelegenheit zu geben 
Der Seniorenbeirat hat das Recht, zu Maßnahmen und 
Beschlüssen, die Auswirkungen auf die Senioren in der 
Stadt Brück haben, gegenüber der Stadtverordneten-
versammlung und/oder deren Ausschüssen und / oder 
der Verwaltung schriftlich und mündlich Stellung zu 
nehmen. Nehmen mehrere Mitglieder des Seniorenbei-
rates an einer Versammlung oder Ausschusssitzung 
teil, so bestimmen diese intern einen Sprecher, der das 
Rederecht wahrnimmt. Dem Beirat soll ferner eine 
schriftliche Stellungnahme ermöglicht werden. 
 

(4) Der Vorsitz ist für die Einberufung und Durchführung 
der Sitzungen sowie die Koordinierung der Arbeit des 
Beirats mit der Stadt verantwortlich. Der ehrenamtliche 
Bürgermeister kann die Einberufung des Beirats ver-
langen. Einer ortsüblichen Bekanntmachung von Zeit, 
Ort und Tagesordnung der Sitzungen bedarf es nicht, 

schaft ab welchem kon-
kreten Alter fehlte. Hier 
bitte Entscheidung der 
SV. 
Text wurde für bessere 
Lesbarkeit angepasst 
 
 
Benennung, nicht Beru-
fung durch SVV (siehe 
Mustersatzung) 
 
Satz ergänzt aus Muster 
 
 
 
 
Text angepasst. Inhalt-
lich gleich, nur einfacher 
formuliert 
 
 
 
 
Ergänzung „schriftlich 
und mündlich“ so kann 
letzter Satz gestrichen 
werden 
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tes vorgegeben werden. Der ehrenamtliche Bürger-
meister, von diesem beauftragte Personen und die Mit-
glieder der Stadtverordnetenversammlung haben im 
Beirat ein aktives Teilnahmerecht. Über die Ergebnisse 
der Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen, die vom 
Vorsitz und dem Protokollführenden unterzeichnet wer-
den. 
 

(5) Der Seniorenbeirat erstellt eine eigene Geschäftsord-
nung, welche der Verwaltung und den Stadtverordne-
ten bereitgestellt werden muss. Bei begründeten Ein-
wänden wird eine Änderung oder Klarstellung zwi-
schen der Stadtverordnetenversammlung und dem Se-
niorenbeirat einvernehmlich abgestimmt. 

 

kann aber in der Geschäftsordnung des Seniorenbeira-
tes vorgegeben werden. Der ehrenamtliche Bürger-
meister, von diesem beauftragte Personen und die Mit-
glieder der Stadtverordnetenversammlung haben im 
Beirat ein aktives Teilnahmerecht. Über die Ergebnisse 
der Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen, die vom 
Vorsitz und dem Protokollführenden unterzeichnet wer-
den zu unterzeichnen sind. 
 

(5) Der Seniorenbeirat erstellt eine eigene Geschäftsord-
nung, welche der Verwaltung und den Stadtverordne-
ten bereitgestellt werden muss. Bei begründeten Ein-
wänden wird eine Änderung oder Klarstellung zwi-
schen der Stadtverordnetenversammlung und dem Se-
niorenbeirat einvernehmlich abgestimmt. 

 

 
 
Teilsatz gestrichen, da 
in Abs. 5 festgehalten 
 
 
 
Protokollant nicht zwin-
gend erforderlich. Kein 
Zwang im Land Brb 

 
§ 8 

Kinder- und Jugendbeirat (§§ 17, 19 BbgKVerf) 
 

(1) Die Stadt Brück richtet zur besonderen Vertretung der 
Gruppe der Kinder- und Jugendlichen einen Beirat ein. 
Der Beirat führt die Bezeichnung „Kinder- und Jugend-
beirat der Stadt Brück“. 

 
(2) Dem Beirat gehören mindestens 3, maximal 9 Mitglie-

der an. Mitglied des Kinder- und Jugendbeirates kön-
nen Personen sein, die bei Ihrer Benennung durch die 
Stadtverordneten das 21. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben und ihren Wohnsitz in der Stadt Brück und 
ihren Orts- und Gemeindeteilen haben. Kinder anderer 
Orte, die eine Brücker Schule besuchen, können bera-
tend teilnehmen.  Sie sind ehrenamtlich (§ 20 BbgK-
Verf) tätig. Die Mitglieder werden von der Stadtverord-
netenversammlung nach § 41 BbgKVerf für die Dauer 

 
§ 8 Kinder- und Jugendbeirat (§§ 17, 19 BbgKVerf) 

 
(1) Die Stadt Brück richtet zur besonderen Vertretung der 

Gruppe der Kinder- und Jugendlichen einen Beirat ein. 
Der Beirat führt die Bezeichnung „Kinder- und Jugend-
beirat der Stadt Brück“. 

 
(2) Dem Beirat gehören mindestens 3, maximal 9 5 Mitglie-

der an. Mitglied des Kinder- und Jugendbeirates kön-
nen Personen sein, die bei Ihrer Benennung durch die 
Stadtverordnetenversammlung zwischen 11 und das 
21 Lebensjahr noch nicht vollendet haben Jahre alt 
sind und ihren ständigen Wohnsitz in der Stadt Brück 
und ihren Orts- und Gemeindeteilen haben. Kinder an-
derer Orte Gemeinden, die eine Brücker Schule besu-
chen, können beratend teilnehmen. Sie Die Mitglieder 
sind ehrenamtlich (§ 20 BbgKVerf) tätig. Die Mitglieder 
Sie werden von der Stadtverordnetenversammlung 
nach § 41 BbgKVerf für die Dauer von zwei Schuljahren 

 
 
 
 
 
 
 
„Nach § 17 Abs. 2 S. 2 
BbgKVerf ist im Falle der 
Beiräte auch die Zahl der 
Mitglieder zu regeln.“ 
Anpassungen in Abstim-
mung mit Kommunalauf-
sicht und weiteren Ge-
meinden, in denen ein 
Kinder- und Jugendbei-
rat etabliert werden soll. 
So wird in der Basis 
Gleichbehandlung in al-
len Gemeinden ange-
strebt. 
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von zwei Schuljahren benannt. Dabei sollen Vor-
schläge von Organisationen besonders berücksichtigt 
werden, zu deren Aufgabe die Unterstützung und Ver-
tretung von Kindern- und Jugendlichen gehören. Die 
Vorschläge sind an den Vorsitzenden der Stadtverord-
netenversammlung zu richten. 

 
(3) Dem Kinder- und Jugendbeirat ist Gelegenheit zu ge-

ben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, die Auswirkun-
gen auf die Kinder und Jugendlichen in der Stadt Brück 
haben, gegenüber der Stadtverordnetenversammlung 
Stellung zu nehmen. Dazu sollen Einzelheiten mit dem 
Beirat erörtert werden. Dem Kinder- und Jugendbeirat 
soll eine schriftliche Stellungnahme ermöglicht werden. 
Er soll auf Verlangen auch mündlich angehört werden. 
Die Anhörung findet nicht statt, wenn der Beirat recht-
lich oder tatsächlich an der Wahrnehmung seiner Auf-
gaben gehindert ist. 

 
(4) Die Mitglieder des Kinder- und Jugendbeirats benen-

nen einen Sprecher und eine Stellvertretung aus ihrer 
Mitte. Der Sprecher vertritt den Beirat gegenüber den 
Organen der Stadt. 
 

(5) Der Sprecher ist für die Einberufung und Durchführung 
der Sitzungen sowie die Koordinierung der Arbeit des 
Beirats mit der Stadt verantwortlich. Der  ehrenamtliche 
Bürgermeister kann die Einberufung des Beirats ver-
langen. Einer ortsüblichen Bekanntmachung von Zeit, 
Ort und Tagesordnung der Sitzungen bedarf es nicht. 
Der  ehrenamtliche Bürgermeister, von diesem beauf-
tragte Personen und die Mitglieder der Stadtverordne-
tenversammlung haben im Beirat ein aktives Teilnah-
merecht. Über die Ergebnisse der Sitzungen ist eine 
Niederschrift zu fertigen, die vom Sprecher zu unter-
zeichnen ist. 

benannt. Dabei sollen Vorschläge von Organisationen 
besonders berücksichtigt werden, zu deren Aufgabe 
die Unterstützung und Vertretung von Kindern- und Ju-
gendlichen gehören. Die Vorschläge sind an den Vor-
sitzenden der Stadtverordnetenversammlung zu rich-
ten. 

 
(3) Dem Kinder- und Jugendbeirat ist Gelegenheit zu ge-

ben, zu Maßnahmen und Beschlüssen, die Auswirkun-
gen auf die Kinder und Jugendlichen in der Stadt Brück 
haben, gegenüber der Stadtverordnetenversammlung 
Stellung zu nehmen. Dazu sollen Einzelheiten mit dem 
Beirat erörtert werden. Dem Kinder- und Jugendbeirat 
soll eine schriftliche Stellungnahme ermöglicht werden. 
Er soll auf Verlangen auch mündlich angehört werden. 
Die Anhörung findet nicht statt, wenn der Beirat recht-
lich oder tatsächlich an der Wahrnehmung seiner Auf-
gaben gehindert ist. 

 
(4) Die Mitglieder des Kinder- und Jugendbeirats benen-

nen einen Sprecher Vorsitz und eine dessen Stellver-
tretung aus ihrer Mitte. Der Sprecher Vorsitz vertritt den 
Beirat gegenüber den Organen der Stadt. 
 

(5) Der Sprecher Vorsitz ist für die Einberufung und Durch-
führung der Sitzungen sowie die Koordinierung der Ar-
beit des Beirats mit der Stadt verantwortlich. Der ehren-
amtliche Bürgermeister kann die Einberufung des Bei-
rats verlangen. Einer ortsüblichen Bekanntmachung 
von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen bedarf 
es nicht. Der  ehrenamtliche Bürgermeister, von die-
sem beauftragte Personen und die Mitglieder der Stadt-
verordnetenversammlung haben im Beirat ein aktives 
Teilnahmerecht. Über die Ergebnisse der Sitzungen ist 
eine Niederschrift zu fertigen, die vom Sprecher Vorsitz 
zu unterzeichnen ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wording angepasst um 
gleiche Voraussetzun-
gen auch im Verständ-
nis bei allen zu etablie-
ren 
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(6) Der Kinder- und Jugendbeirat erstellt eine eigene Ge-

schäftsordnung, welche der Verwaltung und den Stadt-
verordneten bereitgestellt werden muss. Bei begründe-
ten Einwänden wird eine Änderung oder Klarstellung 
zwischen der Stadtverordnetenversammlung und dem 
Seniorenbeirat abgestimmt. 

 

 
(6) Der Kinder- und Jugendbeirat erstellt eine eigene Ge-

schäftsordnung, welche der Verwaltung und den Stadt-
verordneten bereitgestellt werden muss. Bei begründe-
ten Einwänden wird eine Änderung oder Klarstellung 
zwischen der Stadtverordnetenversammlung und dem 
SeniorenKinder- und Jugendbeirat abgestimmt. 

 

 
 
 
 
 
 
Korrektur 

 
Vierter Teil: Ortsteile 

 
§ 9  

Bildung von Ortsteilen (§§ 45 und 46 BbgKVerf) 
 
(1) In der Stadt Brück bestehen die folgenden Ortsteile: 

1. Ortsteil Baitz, in den Grenzen der Gemarkung 
Baitz 

2. Ortsteil Neuendorf, in den Grenzen der Gemar-
kung Neuendorf 

 
(2) In den folgenden Ortsteilen ist jeweils ein Ortsbeirat mit 

der nachfolgend festgesetzten Zahl von Mitgliedern un-
mittelbar zu wählen: 

1. Ortsteil Baitz mit 3 Mitgliedern 
2. Ortsteil Neuendorf mit 3 Mitgliedern 

 
(3) Jeder Ortsbeirat  ist  vor  der  Beschlussfassung  der  

Stadtverordnetenversammlung  in folgenden Angele-
genheiten anzuhören:  

1. Planung von Investitionsvorhaben in dem Orts-
teil,  

2. Aufstellung, Änderung und Aufhebung des Flä-
chennutzungsplans sowie von Satzungen nach 
dem Baugesetzbuch und bauordnungsrechtli-
chen Satzungen, soweit sie sich auf den Ortsteil 
beziehen,  

 
Vierter Teil: Ortsteile 

 
§ 9 Bildung von Ortsteilen (§§ 45 und 46 BbgKVerf) 

 
(1) In der Stadt Brück bestehen die folgenden Ortsteile: 

1. Ortsteil Baitz, in den Grenzen der Gemarkung 
Baitz 

2. Ortsteil Neuendorf, in den Grenzen der Gemar-
kung Neuendorf 

 
(2) In den folgenden Ortsteilen ist jeweils ein Ortsbeirat mit 

der nachfolgend festgesetzten Zahl von Mitgliedern un-
mittelbar zu wählen: 

1. Ortsteil Baitz mit 3 Mitgliedern 
2. Ortsteil Neuendorf mit 3 Mitgliedern 

 
(3) Jeder Ortsbeirat ist vor der Beschlussfassung der 

Stadtverordnetenversammlung in folgenden Angele-
genheiten anzuhören:  

1. Planung von Investitionsvorhaben in dem Orts-
teil,  

2. Aufstellung, Änderung und Aufhebung des Flä-
chennutzungsplans sowie von Satzungen nach 
dem Baugesetzbuch und bauordnungsrechtli-
chen Satzungen, soweit sie sich auf den Ortsteil 
beziehen,  
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3. Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche 
Änderungen und Aufhebung von öffentlichen 
Einrichtungen in dem Ortsteil 

4. Aus- und Umbau sowie Benennung von Stra-
ßen, Wegen und Plätzen in dem Ortsteil, 

5. Änderung der Grenzen des Ortsteils und  
6. Erstellung des Haushaltsplans.  

  
Eine Anhörung findet nicht statt, soweit der Ortsbei-
rat tatsächlich oder rechtlich an der Wahrnehmung 
seines Anhörungsrechtes gehindert ist (§ 46 Abs. 1 
Satz 3 BbgKVerf). 

 
(4) Die Sitzungen der Ortsbeiräte sind grundsätzlich öffent-
lich gemäß § 10 dieser Satzung. 
 

3. Planung, Errichtung, Übernahme, wesentliche 
Änderungen und Aufhebung von öffentlichen 
Einrichtungen in dem Ortsteil 

4. Aus- und Umbau sowie Benennung von Stra-
ßen, Wegen und Plätzen in dem Ortsteil, 

5. Änderung der Grenzen des Ortsteils und  
6. Erstellung des Haushaltsplans.  

  
Eine Anhörung findet nicht statt, soweit der Ortsbei-
rat tatsächlich oder rechtlich an der Wahrnehmung 
seines Anhörungsrechtes gehindert ist (§ 46 Abs. 1 
Satz 3 BbgKVerf). 

 
(4) Die Sitzungen der Ortsbeiräte sind grundsätzlich öffent-
lich gemäß § 10 dieser Satzung. 
 

 
Fünfter Teil: Öffentlichkeit 

 
§ 10 

Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36, 44 BbgKVerf) 
 

(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadtver-
ordnetenversammlung, ihrer Ausschüsse und der Orts-
beiräte werden durch Aushang in den Bekanntma-
chungskästen der Stadt Brück gemäß § 11 dieser 
Hauptsatzung und grundsätzlich auf der Internetprä-
senz des Amtes Brück unter www.amt-brueck.de im 
Ratsinformationssystem öffentlich bekannt gemacht (§ 
36 Abs. 1 und 44 Abs. 8 BbgKVerf).  

 
(2) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung, ih-

rer Ausschüsse und der Ortsbeiräte sind öffentlich. Die 
Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende 

 
Fünfter Teil: Öffentlichkeit 

 
§ 10 Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36, 44 BbgKVerf) 

 
(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadtver-

ordnetenversammlung, ihrer Ausschüsse und der Orts-
beiräte werden durch Aushang in den Bekanntma-
chungskästen der Stadt Brück gemäß § 11 dieser 
Hauptsatzung und grundsätzlich auf der Internetprä-
senz des Amtes Brück unter www.amt-brueck.de im 
Ratsinformationssystem (Verwendung der Schaltfläche 
mit dem orange-roten Rathaus oder direkte Eingabe 
https://ris-brueck.komfa.de/index.php im Browser) öf-
fentlich bekannt gemacht (§ 36 Abs. 1 und 44 Abs. 8 
BbgKVerf).  

 
(2) Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung, ih-

rer Ausschüsse und der Ortsbeiräte sind öffentlich. Die 
Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn überwiegende 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Konkretisierung der 
Stelle der Homepage 
nach Vorbild der Haupt-
satzung des Amtes. 
 
Streichen gesetzliche 
Grundlage im Text, da 
im Titel enthalten. 
 
 
 

http://www.amt-brueck.de/
http://www.amt-brueck.de/
https://ris-brueck.komfa.de/index.php
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Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Inte-
ressen Einzelner es erfordern. Dies ist grundsätzlich 
bei folgenden Gruppen von Angelegenheiten der Fall: 

 
1. Personal- und Disziplinarangelegenheiten, 
2. Grundstücksangelegenheiten, 
3. Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Ein-

zelner, 
4. Aushandlungen von Verträgen mit Dritten. 
5. Themen mit der Bekanntgabe von Informatio-

nen, welche der Datenschutzgrundverordnung 
und/oder dem Bundesdatenschutzgesetz un-
terliegen. 
 

Die Einordnung einer bestimmten Angelegenheit zu 
einer der in Satz 3 genannten Gruppen von Ange-
legenheiten entbindet nicht von der Einzelfallprü-
fung, ob tatsächlich überwiegende Belange des öf-
fentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Ein-
zelner in dem konkreten Einzelfall den Ausschluss 
der Öffentlichkeit erfordern. 

 
(3) Beschlussvorlagen der in öffentlicher Sitzung zu be-

handelnden Tagesordnungspunkte sowie öffentlich ge-
fasster Beschlüsse können von jeder Person im Ratsin-
formationssystem über die Internetpräsenz des Amtes 
Brück unter www.amt-brueck.de im Ratsinformations-
system eingesehen werden, soweit dies technisch 
möglich ist. Daneben besteht die Möglichkeit, die Be-
schlussvorlagen innerhalb der Sprechzeiten in der 
Amtsverwaltung nach vorheriger Terminabstimmung 
einzusehen. Soweit Beschlussvorlagen der in öffentli-
chen Sitzungen zu behandelnden Tagesordnungs-
punkte personenbezogene Daten enthalten, sind diese 
zu anonymisieren. Dies gilt nicht, wenn die personen-

Belange des öffentlichen Wohls oder berechtigte Inte-
ressen Einzelner es erfordern. Dies ist grundsätzlich 
bei folgenden Gruppen von Angelegenheiten der Fall: 

 
1. Personal- und Disziplinarangelegenheiten, 
2. Grundstücksangelegenheiten, 
3. Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Ein-

zelner, 
4. Aushandlungen von Verträgen mit Dritten. 
5. Themen mit der Bekanntgabe von Informatio-

nen, welche der Datenschutzgrundverordnung 
und/oder dem Bundesdatenschutzgesetz un-
terliegen, besonders schützenswürdig sind und 
nicht nach Abs. (3) anonymisiert werden kön-
nen. 
 

Die Einordnung einer bestimmten Angelegenheit zu 
einer der in Satz 3 genannten Gruppen von Ange-
legenheiten entbindet nicht von der Einzelfallprü-
fung, ob tatsächlich überwiegende Belange des öf-
fentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Ein-
zelner in dem konkreten Einzelfall den Ausschluss 
der Öffentlichkeit erfordern. 

 
(3) Beschlussvorlagen der in öffentlicher Sitzung zu be-

handelnden Tagesordnungspunkte sowie öffentlich ge-
fasster Beschlüsse können von jeder Person im Ratsin-
formationssystem über die Internetpräsenz des Amtes 
Brück unter www.amt-brueck.de im Ratsinformations-
system (Verwendung der Schaltfläche mit dem orange-
roten Rathaus oder direkte Eingabe https://ris-
brueck.komfa.de/index.php im Browser) eingesehen 
werden, soweit dies technisch möglich ist. Daneben be-
steht die Möglichkeit, die Beschlussvorlagen innerhalb 
der Sprechzeiten in der Amtsverwaltung nach vorheri-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ebenfalls Ergänzung 
aus Hauptsatzung des 
Amtes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ebenfalls Konkretisie-
rung der Stelle der 
Homepage nach Vorbild 
der Hauptsatzung des 
Amtes. 
 

http://www.amt-brueck.de/
http://www.amt-brueck.de/
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bezogenen Daten zum Verständnis der Beschlussvor-
lagen erforderlich sind und durch die Veröffentlichung 
schutzwürdige Belange der betroffenen Personen nicht 
beeinträchtigt werden. 

 

ger Terminabstimmung einzusehen. Soweit Beschluss-
vorlagen der in öffentlichen Sitzungen zu behandeln-
den Tagesordnungspunkte personenbezogene Daten 
enthalten, sind diese zu anonymisieren. Dies gilt nicht, 
wenn die personenbezogenen Daten zum Verständnis 
der Beschlussvorlagen erforderlich sind und durch die 
Veröffentlichung schutzwürdige Belange der betroffe-
nen Personen nicht beeinträchtigt werden. 

 

 
§ 11 

Bekanntmachungen der Sitzungen 
 
(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Stadt-

verordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse wer-
den spätestens sechs volle Tage vor der Sitzung durch 
Aushang in den nachstehend aufgeführten Bekannt-
machungskästen, der Stadt Brück, öffentlich bekannt 
gemacht: 

 
- am Bahnübergang Ecke Heinrich-Heine-Straße   
- am Amtsgebäude, Ernst-Thälmann-Straße 59 

 
Ortsteil Baitz: 
- neben dem Gemeindehaus, zwischen Baitzer 
  Bahnhofstraße 10 + 11 

 
Ortsteil Neuendorf: 
- Bushaltestelle am Gutshof 3 

 
Gemeindeteil Trebitz: 
- Ortsmitte, gegenüber Am Markt 1 

 
Gemeindeteil Gömnigk:  
- vor der Feuerwehr, Dorfstraße 54a 

 

 
§ 11 Bekanntmachungen der Sitzungen 

 
(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Stadt-

verordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse wer-
den spätestens sechs volle Tage vor der Sitzung durch 
Aushang in den nachstehend aufgeführten Bekannt-
machungskästen, der Stadt Brück, öffentlich bekannt 
gemacht: 

 
- am Bahnübergang Ecke Heinrich-Heine-Straße   
 
- am Amtsgebäude, Ernst-Thälmann-Straße 59 

 
Ortsteil Baitz: 
- neben dem Gemeindehaus, zwischen Baitzer 
  Bahnhofstraße 10 + 11 

 
Ortsteil Neuendorf: 
- Bushaltestelle am Gutshof 3 

 
Gemeindeteil Trebitz: 
- Ortsmitte, gegenüber Am Markt 1 

 
Gemeindeteil Gömnigk:  
- vor der Feuerwehr, Dorfstraße 54a 
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Gemeindeteil Brück-Schlossbusch:: 
- in der Beelitzer Straße, vor Haus Nr. 10 

 
Gemeindeteil Stromtal: 
- vor dem Grundstück Nr. 1 

 
(2) Abweichend von Absatz (1) werden Ort, Zeit und Ta-

gesordnung der Sitzungen der Ortsbeiräte durch Aus-
hang in den nachstehend aufgeführten Bekanntma-
chungskästen der Stadt Brück ausschließlich im je-
weiligen Ortsteil öffentlich bekannt gemacht: 

 
Für den Ortsbeirat des Ortsteils Baitz: 
- neben dem Gemeindehaus, zwischen Baitzer 
  Bahnhofstraße 10 + 11 

 
Für den Ortsbeirat des Ortsteil Neuendorf: 
- Bushaltestelle am Gutshof 3 
 

(3) Die Abnahme darf frühestens am Tag nach der Sitzung 
erfolgen. Der Tag des Anschlags ist beim Anschlag und 
der Tag der Abnahme bei der Abnahme auf dem aus-
gehängten Schriftstück durch die Unterschrift des je-
weiligen Bediensteten zu vermerken.  
 

(4) Bei verkürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang am 
Tage nach dem die Ladung elektronisch übermittelt 
wurde. 

 

Gemeindeteil Brück-Schlossbusch:: 
- in der Beelitzer Straße, vor Haus Nr. 10 

 
Gemeindeteil Stromtal: 
- vor dem Grundstück Nr. 1 

 
(2) Abweichend von Absatz (1) werden Ort, Zeit und Ta-

gesordnung der Sitzungen der Ortsbeiräte durch Aus-
hang in den nachstehend aufgeführten Bekanntma-
chungskästen der Stadt Brück ausschließlich im je-
weiligen Ortsteil öffentlich bekannt gemacht: 

 
Für den Ortsbeirat des Ortsteils Baitz: 
- neben dem Gemeindehaus, zwischen Baitzer 
  Bahnhofstraße 10 + 11 

 
Für den Ortsbeirat des Ortsteil Neuendorf: 
- Bushaltestelle am Gutshof 3 
 

(3) Die Abnahme darf frühestens am Tag nach der Sitzung 
erfolgen. Der Tag des Anschlags ist beim Anschlag und 
der Tag der Abnahme bei der Abnahme auf dem aus-
gehängten Schriftstück durch die Unterschrift des je-
weiligen Bediensteten zu vermerken.  
 

(4) Bei verkürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang am 
Tage nach dem die Ladung elektronisch übermittelt 
wurde. 

 

 
§ 12 

sonstige Bekanntmachungen 
 

(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Hauptverwal-
tungsbeamten. 

 

 
§ 12 sonstige Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Hauptverwal-

tungsbeamten. 
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(2) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften beste-
hen, erfolgen öffentliche Bekanntmachungen der Stadt 
Brück, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, 
durch Veröffentlichung des vollen Wortlauts auf der In-
ternetpräsenz des Amtes Brück unter www.amt-
brueck.de sowie im amtlichen Bekanntmachungsblatt 
des Amtes Brück. Dieses trägt die Bezeichnung „Amts-
blatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt 
Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“. Dies um-
fasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene 
ortsübliche Bekanntmachungen. 

 
(3) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer 

Satzung oder eines sonstigen Schriftstückes, so kann 
die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile in der 
Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass sie 
zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen 
Sprechzeiten im Dienstgebäude des Amtes Brück, 
Ernst-Thälmann-Straße 59 in 14822 Brück ausgelegt 
werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Hauptverwaltungsbeamten ange-
ordnet. Die Anordnung muss die genauen Angaben 
über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist zu-
sammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentli-
chen. Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Be-
ginn und Ende der Auslegung sind aktenkundig zu ma-
chen. 

 
(4) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtli-

chen Verfahrens- oder Formvorschriften zustande ge-
kommen, so ist diese Verletzung gemäß § 3 Abs. 4 
BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder 
elektronisch innerhalb eines Jahres seit der öffentli-
chen Bekanntmachung der Satzung gegenüber der 
Stadt Brück unter Bezeichnung der verletzten Vor-

(2) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften beste-
hen, erfolgen öffentliche Bekanntmachungen der Stadt 
Brück, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind, 
durch Veröffentlichung des vollen Wortlauts auf der In-
ternetpräsenz des Amtes Brück unter www.amt-
brueck.de/rechtsgrundlagen/index.php?typ=1 sowie im 
amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück 
(https://www.amt-brueck.de/amtsblatt/index.php). Die-
ses trägt die Bezeichnung „Amtsblatt für die Gemeinde 
Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Nie-
megk – Flämingbote“. Dies umfasst auch durch 
Rechtsvorschrift vorgeschriebene ortsübliche Bekannt-
machungen. 

 
(3) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer 

Satzung oder eines sonstigen Schriftstückes, so kann 
die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile in der 
Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass sie 
zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen 
Sprechzeiten im Dienstgebäude des Amtes Brück, 
Ernst-Thälmann-Straße 59 in 14822 Brück ausgelegt 
werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Hauptverwaltungsbeamten ange-
ordnet. Die Anordnung muss die genauen Angaben 
über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist zu-
sammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentli-
chen. Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Be-
ginn und Ende der Auslegung sind aktenkundig zu ma-
chen. 

 
(4) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtli-

chen Verfahrens- oder Formvorschriften zustande ge-
kommen, so ist diese Verletzung gemäß § 3 Abs. 4 
BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder 
elektronisch innerhalb eines Jahres seit der öffentli-
chen Bekanntmachung der Satzung gegenüber der 

 
 
 
 
 
Auch hier Konkretisie-
rung der Stellen auf der 
Homepage nach Vorbild 
der Hauptsatzung des 
Amtes. 
 

http://www.amt-brueck.de/
http://www.amt-brueck.de/
http://www.amt-brueck.de/
http://www.amt-brueck.de/
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schrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, gel-
tend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vor-
schriften über die Genehmigung verletzt worden sind. 
Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtli-
chen Verfahrens- oder Formvorschriften über die öf-
fentliche Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn 
sich die Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirk-
ten Bekanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich 
Kenntnis von dem Satzungsinhalt verschaffen konn-
ten. Dies gilt entsprechend für den Flächennutzungs-
plan und für Verordnungen der Stadt (§ 3 Abs. 4 und 6 
BbgKVerf). 

 

Stadt Brück unter Bezeichnung der verletzten Vor-
schrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, gel-
tend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vor-
schriften über die Genehmigung verletzt worden sind. 
Satz 1 gilt auch für die Verletzung von landesrechtli-
chen Verfahrens- oder Formvorschriften über die öf-
fentliche Bekanntmachung, jedoch nur dann, wenn sich 
die Betroffenen aufgrund der tatsächlich bewirkten Be-
kanntmachung in zumutbarer Weise verlässlich Kennt-
nis von dem Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies 
gilt entsprechend für den Flächennutzungsplan und für 
Verordnungen der Stadt (§ 3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf). 

 

 
Sechster Teil: Schlussbestimmungen 

 
§ 13  

Funktionsbezeichnung 
 
Soweit in dieser Satzung Funktionsbezeichnungen mit ei-
nem geschlechterspezifischen Begriff beschrieben wer-
den, gilt die jeweilige Bestimmung für das jeweils andere 
Geschlecht gleichermaßen. 

 

 
Sechster Teil: Schlussbestimmungen 

 
§ 13 Funktionsbezeichnung 

 
Soweit in dieser Satzung Funktionsbezeichnungen mit ei-
nem geschlechterspezifischen Begriff beschrieben wer-
den, gilt die jeweilige Bestimmung für das jeweils andere 
Geschlecht gleichermaßen. 

 

 

 
§ 14 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentli-

chen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung, die durch die Stadtverordnetenver-
sammlung am 15.02.2024 beschlossen wurde, außer 
Kraft.   
 

 
§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentli-

chen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung, die durch die Stadtverordnetenver-
sammlung am 15.02.2024 13.02.2025 beschlossen 
wurde, außer Kraft.   
 

(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung 
nichtig oder unwirksam sein, soll dies die Wirksamkeit 
der übrigen Regelungen nicht berühren. 

 
 
 
 
 
Datum anpassen 
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(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung 
nichtig oder unwirksam sein, soll dies die Wirksamkeit 
der übrigen Regelungen nicht berühren. 

 

 

 
Brück, den 26.02.2025 
 
 
 
 
Mathias Ryll 
Amtsdirektor 

 
Brück, den 26.02.2025………………. 
 
 
 
 
Mathias Ryll 
Amtsdirektor 

 

 
Datum anpassen 

 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende, in der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Brück am 13.02.2025 beschlossene Hauptsat-
zung der Stadt Brück wird durch Veröffentlichung des vol-
len Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des 
Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesen-
burg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flä-
mingbote“ öffentlich bekannt gemacht.  
  
Brück, den 26.02.2025  
 
 
Ryll  
Amtsdirektor 

 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende, in der Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Brück am 13.02 18.09.2025 beschlossene Hauptsat-
zung der Stadt Brück wird durch Veröffentlichung des vol-
len Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des 
Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesen-
burg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flä-
mingbote“ öffentlich bekannt gemacht.  
  
Brück, den 26.02……………………2025  
 
 
Ryll  
Amtsdirektor 

 

 
 
 
Datum anpassen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Datum anpassen 

  
Veröffentlichungsvermerk  
  
Die Hauptsatzung der Stadt Brück wurde am 14.03.2025 
durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen 
Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt 

 
Veröffentlichungsvermerk  
  
Die Hauptsatzung der Stadt Brück wurde am 
14.03………...2025 durch Veröffentlichung des vollen 

 
 
 
 
Datum anpassen 
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für  die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und 
das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt ge-
macht.  
  
Brück, den 14.03.2025 
  
 
Ryll  
Amtsdirektor 
 

Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Am-
tes Brück, dem „Amtsblatt für  die Gemeinde Wiesen-
burg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flä-
mingbote“ öffentlich bekannt gemacht.  
  
Brück, den 14.03……………………….2025 
  
 
Ryll  
Amtsdirektor 

 
 


